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Telegramm bes £)I. Vaters. 
Seine Heiligkeit Papst Pius XII. hat an den 

Hochwürdigsten Herrn Erzbischof Dr. Conrad 
Gröber in Freiburg i. Br. anläßlich des 300- 
jährigen Bestehens der Wallfahrt in Waghäusel 
unterm 17. August 1939 nachfolgendes Telegramm 

%a^icAn#ab^. 
Für Treuschwur der um Dich in Waghäusel 
gescharten Gläubigen bewegten Herzens dan- 
kend, erteilen Wir ihnen, ihren Familien, be- 
sonders ihren Kindern als Unterpfand unver- 
brüchlichen Festhaltens am katholischen Glau 
ben in inniger Liebe den apostolischen 
Segen. Papst Pius XII. 

(Orb. 9. 8. 1939 Nr. 12540.) 

Pastoration der deutschen Katholiken in 
Venedig. 

Mitte September ds. Js. ist die Stelle des 
Seelsorgers der deutschen Katholiken in Venedig 
neu zu besetzen. Jüngere Geistliche mit mindestens 
fünf Dienstjahren, die zur Übernahme der Stelle 
bereit wären, wollen sich innerhalb 8 Tagen bei 
uns melden. 

Freiburg i. Br., den 8. August 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

(Orb. 19. 8. 1939 Nr. 12991.) 

Bau, Ausstattung u. pflege des Gotteshauses. 
Im Matthias-Grünewald-Verlag in Mainz ist 

soeben ein sehr beachtenswertes Werk erschienen: 
Robert Witte, Das katholische Gotteshaus. 
Sein Bau, seine Ausstattung und seine Pflege. 
XXXIV unb 462 Seilen. Seinen ÆÆ 12.50. 3)A3 
Buch zerfällt in folgende Abschnitte: 

Die Grundlagen der kirchlichen Kunst / Die 

bauliche Anlage1 Die Ausstattung des Chores / 
Die Einrichtung des Kirchenschiffes / Die Ein- 
richtung der Sakristei ! Die Malerei und Pla- 
stik / Die kirchlichen Gefäße und Geräte / Die 
liturgischen Bücher / Die technischen Einrich- 
tungen / Die Utensilien / Die kirchliche Denk- 
malpflege / Der Friedhof und das Grabmal / 
Auftraggeber und Auftragnehmer. 

Die einzelnen Kapitel behandeln die einschlägigen 
kirchlichen Bestimmungen, die im Wortlaut ange- 
führt werden. Außerdem werden wertvolle Finger- 
zeige für die praktische Durchführung und die künst- 
lerische Gestaltung gegeben. Das Buch ist für die 
kirchliche Verwaltung ein sehr wertvolles Hilfs- 
mittel. Wir gestatten deshalb allgemein 
die Anschaffung aus Fonds- oder andern 
Kirchenmitteln. 

Freiburg i. Br., den 19. August 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

(OStR. 12. 8. 1939 Nr 21940.) 

Erhebung der Kirchensteuer lstost. 

A. 
Der Herr Minister des Kultus und Unterrichts 

hat wegen der Erhebung der Landes- und Orts- 
kirchensteuer für 1939 unterm 27. Juni 1939 
(GVBl. S. 115) angeordnet: 

Gemäß Art. 12 Abs. 1 des Landes- und Orts- 
kirchensteuergesetzes werden als Steuergrundlagen 
für das Kirchensteuerjahr 1939 bestimmt: 

I. Bei den Lohnsteuerpflichtigen — unbeschadet 
der Steuerpflicht der veranlagten Steuerpflichtigen 

n# ßiffer II — bie für b&9 a*Ienbeti# 1938 
festgestellte Einkommensteuer. 

II. Im übrigen 
1. für die Erhebung der Landeskirchensteuer bei 

der Einkommensteuer die für das Kalenderjahr 
1939 festgestellte Einkommensteuer, 
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2. für die Erhebung der Ortskirchensteuer 
a) bei der Einkommensteuer die für das Kalen- 

derjahr 1938 festgestellte Einkommensteuer, 
d) bei der Körperschaftssteuer die für das Kalen- 

derjahr 1938 festgestellte Körperschaftssteuer, 
e) bei der Gewerbesteuer die für das Rechnungs- 

jahr 1938 festgestellten Gewerbesteuermeßbe- 
träge. 

à) bei der Grundsteuer die für das Rechnungsjahr 
1938 festgestellten Grundsteuermeßbeträge. 

HI. Bis zur Feststellung dieser Steuergrund- 
lagen und Fertigstellung der Hebelisten 1939 gel- 
ten als vorläufige Steuergrundlagen für die Er- 
hebung der Landes- und der Ortskirchensteuer 
1939 die gemäß der Verordnung vom 1. April 
1938 (GBBl. S. 33) für das Kirchensteuerjahr 
1938 festgestellten Steuergrundlagen. 

Die Religionsgesellschaften sind berechtigt, auf- 
grund der vorläufigen Steuergrundlagen Voraus- 
zahlungen für das Kirchenfteuerjahr 1939 zu er- 
heben. 

IV. Die Landes- und die Ortskirchensteuer vom 
Einkommen einschließlich des Köperfchaftseinkom- 
mens werden für das Kalenderjahr 1939 als Kir- 
chensteuerjahr erhoben. 2m übrigen gilt § 8 Zif- 
fer 2 der Vollzugsverordnung zum Landeskirchen- 
steuergefetz. 

V. Sofern bei den Lohnsteuerpflichtigen — Ziff. I 
oben — die Landes- und die Ortskirchensteuer von 
den kirchlichen Hebestellen gemeinsam in einem 
einheitlichen Sah erhoben werden, darf der Steuer- 
fuß bei den veranlagten Einkommensteuerpflichtigen 
— Landes- und Ortskirchensteuerfuß zusammen- 
gezählt — den einheitlichen Satz der Lohnkirchen- 
steuer nicht übersteigen; der Ortskirchensteuerfuß 
wäre daher bei den veranlagten Einkommensteuer- 
pflichtigen entsprechend niedriger zu sehen. Außer- 
dem müßte das Aufkommen aus der einheitlich er- 
hobenen Lohnkirchensteuer zwischen Landeskirche 
und Ortskirchengemeinden nach dem Verhältnis 
der bisherigen Beteiligung am Steueraufkommen 
umgelegt werden. 

Bei der Ortskirchensteuer vom Grundvermögen 
und Gewerbetrieb ist bei der Festsetzung des Hebe- 
satzes zu beachten, daß die gesamte Belastung des 
Grundvermögens und Gewerbebetriebs mit Kir- 
chensteuer keineswegs höher sein darf als vor dem 
Inkrafttreten des Reichsgrundsteuer- und des Reichs- 
gewerbefteuergefetzes. 

Bei der Festsetzung aller Steuerfüße sind im 
übrigen die aufgrund der feit Jahren anhaltenden 
Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse getrof- 
fenen Bestimmungen über die Senkung der Kir- 
chensteuern streng zu beachten. 

VI. Die Regelung erfolgt vorbehaltlich etwaiger 

während des Steuerjahres eintretender gesetzlicher 
Neuregelungen. 

B. 
Zum Vollzug obiger Verordnung wird folgendes 

bemerkt: 
1. Die Landes- und Ortskirchensteuer vom Ein- 

kommen wird in einem für das ganze Land Baden 
einheitlichen Gesamtsteuerfuß von 12 Rpf. je 1 RM 
Einkommensteuer erhoben. Der Einzug bei den 
Lohnsteuerpflichtigen erfolgt durch die kirchlichen 
Hebeftellen. 

Über die Regelung des Einzugs bei den veran- 
lagten Einkommensteuerpflichtigen schweben noch 
Verhandlungen. 

2. Vom Grundvermögen und Gewerbebetrieb 
wird — wie 1938 — mit der örtlichen Kirchen- 
steuer auch ein Landeskirchensteuererfahbetrag er- 
hoben. Die Hebefätze für die Grund- und Ge- 
werbefteuermeßbeträge werden den Stiftungsräten 
mit den Hebelisten mitgeteilt. Der Einzug hat 
durch die kirchlichen Hebeftellen zu erfolgen. 

3. Von den Körperschaftssteuerpflichtigen wird 
nur örtliche Kirchensteuer erhoben, und zwar unter 
Zugrundelegung des Steuerfußes, der im Voran- 
schlag errechnet wird. Der Einzug erfolgt auch 
hier durch die kirchlichen Hebestellen. 

4. Die nach Ziffer 1, 2 und 3 erforderlichen 
Hebeliften werden aufgrund der von den Finanz- 
ämtern gelieferten Unterlagen von uns aufgestellt. 
Notwendige Zu- und Abgangslisten werden im 
Laufe des Jahres von der Allgemeinen Katholi- 
schen Kirchenfteuerkaffe gefertigt. 

2n den Hebelisten über die Kirchensteuer der 
Lohnsteuerpflichtigen werden die Steuerschuldig- 
keiten von uns berechnet. Die Berechnung der 
Kirchensteuer in den übrigen Listen ist Sache der 
Stiftungsräte. 

5. Die Kosten für die Aufstellung sämtlicher 
Hebeliften werden vorschüßlich von der Allgemeinen 
Katholischen Kirchensteuerkasse bestritten. Die Kir- 
chengemeinden haben ihr anteiligen Ersatz zu leisten. 

C. 
Bei Aufstellung der Ortskirchensteu- 

ervoranfchläge für 1. April 1939/40 ist fol- 
gendes zu beachten: 

1. Die für das Steuerjahr 1939 getroffene Kir- 
chensteuerregelung erfordert in einigen Punkten 
ähnliche Maßnahmen wie die Regelung für das 
Steuerjahr 1937: 

a) Die Kirchensteuer (Landes- und Ortskirchen- 
steuer) vom Einkommen wird nach Abschnitt 
B Ziffer 1 — wie 1937 — wieder einheit- 
lich mit 12 Rpf. je 1 RM Einkommen- 
steuer (Ursteuer) erhoben. Der Anteil der 
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Kirchengemeinden ist deshalb wieder im er- 
sten Hauptteil des Voranschlags unter die 
Deckungsmittel (Einnahmen) einzustellen und 
zwar aufgrund einer Mitteilung des Erzbi- 
schöflichen Oberstiftungsrats. 

b) Die Kirchensteuer (Landes- und Ortskirchen- 
steuer) vom Gewerbebettieb wird wieder in 
gleicher Weise wie in den Jahren 1937-38 
erhoben. Der Anteil der Kirchengemeinde 
am 1938er Ertrag ist daher — nach Ab- 
zug der voraussichtlichen Abgänge — eben- 
falls im ersten Hauptteil des Voranschlags 
unter die Deckungsmittel (Einnahmen) einzu- 
stellen. Der Kirchengemeindeanteil ist in 
dem den Stiftungsräten mit den Hebelisten 
für 1938 zugegangenen Berechnungsbogen 
für die Kirchensteuerhebesähe vom Gewerbe- 
trieb unter Ziffer III als „reiner Ortskir- 
chensteuerertrag" berechnet. 

c) Die Ausgaben (Kultaufwand, Bauaufwand 
und Verwaltungsaufwand) sowie die eigenen 
Einnahmen der Kirchengemeinde find in seit- 
heriger Weise im ersten Hauptteil des Vor- 
anschlags darzustellen. 

2. Wie aus Ziffer 1 a und b hervorgeht, nehmen 
die Einkommensteuerbeträge und die Gewerbesteuer- 
werte an der Umlegung im zweiten Hauptteil des 
Voranschlags nicht teil. Dxr nach Abzug der Dek- 
kungsmittel noch ungedeckte Aufwand ist also nur 
auf die Grundsteuerwerte und die Körpenschafts- 
steuerbeträge umzulegen. Die Einkommensteuer- 
beträge und Gewerbesteuerwerte sind zwar in den 
Spalten 2 und 3 der Darstellung der Steuerwerte 
usw. vorgemerkt, jedoch nur der Vollständigkeit 
halber; in die Spalten 5 bis 7 der Darstellung 
— Summe der Steuerwerte usw. für den Steuer- 
ausschlag — sind sie dagegen nicht überttagen. 
Die Darstellung wird von uns geliefert. 

3. Die Körp erschaftssteuer der juristischen Per- 
sonen, die in den letzten Jahren infolge der Er- 
höhung der Staatssteuersähe und der wirtschaftli- 
chen Besserung erheblich gestiegen ist, wird 1939 
nur noch mit 60 v. H. der seitherigen Belastung 
erfaßt. In Spalte 6 und 7 der Darstellung der 
Steuerwerte usw. erscheint sie daher — statt wie 
seither im 100 fachen — nur noch im 60 fachen 
Betrag. Für die dadurch eintretende wesentliche 
Entlastung der betreffenden Pflichtigen müssen aber 
seither etwa gewährte Sondernachlässe für 1939 
wegfallen. Eine hier etwa eintretende Ortskirchen- 
steuerverminderung soll nicht zu einer Erhöhung 
der Ortskirchensteuer — bezw. Bausteuerfüße sich- 
rm (octal 3# 4 Slbf. 2). 

4. Bei der Berechnung der Steuerfüße im zwei- 
ten Hauptteil des Voranschlags ist davon auszu- 

gehen, daß an Ortskirchensteuer auf je 1 Rpf. Um- 
lage von 100 RM Steuerwert des Grundvermö- 
gens je 0,6 Rpf. Zuschlag von je 1 RM Körper- 
schaftssteuer zu erheben sind. Die so festgesetzten 
Steuerfüße für die Ortskirchensteuer aus der Kör- 
perschaftssteuer sind endgültig. Dagegen haben die 
Ortskirchensteuersüße für das Grundvermögen, de- 
nen — wie 1938 — 5 Rpf. als Landeskirchen- 
steuerersatz beizuschlagen sind, nur noch rechnerische 
Bedeutung. Die Kirchensteuerhebelisten für 1939 
werden nicht mehr die alten (badischen) Grund- 
steuerwerte, sondern die neuveranlagten Grundsteuer- 
Meßbeträge enthalten. In der Darstellung der 
Steuerwerte usw. und im Voranschlag für 1939 
müssen aber noch einmal die zuletzt veranlagten 
alten Grundsteuerwerte eingesetzt werden, um die 
Grundlage für die Umrechnung der Kirchensteuer- 
belastung des Grundvermögens auf die neuveran- 
lagten Meßbettäge zu gewinnen. Das Verhältnis 
der hier letztmals nach bisherigem Recht errechne- 
ten Gesamt belastung des Grundvermögens mit 
Kirchensteuer (vergl. Ziff. V Abs. 2 der Grund- 
lagenverordnung unter Abschn. A) zur entsprechen- 
den Summe der neuveranlagten Grundsteuermeß- 
beträge wird die in den Kirchensteuerhebelisten für 
1939 anzuwendenden Hebesähe ergeben. Diese 
Grundsteuerhebesähe werden, ähnlich wie die Ge- 
werbesteuerhebesätze der Vorjahre, für sämtliche Kir- 
chengemeinden s. Zt. von uns berechnet und den 
Stiftungsräten sowie den Landräten von uns mit- 
geteilt werden. 

Die Einstellung der Kirchenfteuererträge vom 
Einkommen der natürlichen Personen und vom Ge- 
werbebettieb aller Pflichtigen unter die Deckungs- 
mittel kann, je nach dem bisherigen Verhältnis, in 
welchem die Gesamtsummen der einzelnen Arten 
der Steuerwerte zueinander standen, eine gewisse 
Verminderung des Bausteuerfußes, d. h. eine meist 
nicht erhebliche Wenigerbelastung der Bausteuer- 
pflichtigen (nach Art. 13 OKStG.) gegen bisher 
zum Nachteil der sonstigen Pflichtigen ergeben. Um 
jedoch Steuerbelastungsverschiebungen tunlichst zu 
vermeiden, wird ähnlich wie 1937 nichts dagegen 
eingewendet, daß durch geeignete Aufrundung eine 
Angleichung an das seitherige Verhältnis des Bau- 
steuerfußes zum Gesamtsteuerfuß gefunden wird 
(vergl. Abschn. B I Ziff. 5 unserer Bekanntmachung 
Dom 31. 3uü 1937 9k. 14876, 210^61(1« <5.283). 

5. Bei der Aufstellung der 1939er Voranschläge 
ist auf äußerste Sparsamkeit zu sehen. Jede Mög- 
lichkeit, unter Ausnutzung der wirtschaftlichen Bes- 
serung und Steigerung der Steuerwerte zu einer 
Senkung der Steuerfüße, besonders überhöhter 
Steuerfüße, zu kommen, ist auszunutzen. Reine 
Ortskirchensteuerfüße von mehr als 15 Rpf. sollen 
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nicht mehr beschlossen werden. Glaubt ein Stif- 
tungsrat, den Voranschlag für 1939 
mit einem Ortskirchensteuerfuß von 
höchstens 15 Rpf. auf keinen Fall aus- 
gleichen zu können, hat er ihn — vor 
seiner Beratung durch die Kirchenge- 
meindevertretung — im Entwurf uns 
zur Prüfung vorzulegen. 

6. In Kirchengemeinden, die 1938 erstmals Orts- 
kirchensteuer erhoben haben, und in denen 1938 die 
uristischen Personen nicht mit Körperschaftsfteuer 

beigezogen waren, kann, wenn der Ortskirchen- 
steuerfuß für die Kirchspielseinwohner nicht mehr 
als 15 Rpf. betrug und der seitherige Aufwand 
sich nicht wesentlich ändert, der Voranschlag von 
1938 auf das Jahr 1939 ausegdehnt werden. In die- 
sem Fall hätte der Stiftungsrat der Kirchengemeinde- 
vertretung folgenden Beschluß zur Genehmigung zu 
unterbreiten: „Der Voranschlag für 1938 wird auf 
das Jahr 1939 ausgedehnt mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle der Ortskirchenfteuer vom Einkommen 
die Zuweisung der Allgemeinen Katholischen Kir- 
chensteuerkasse aus der im einheitlichen Satz von 12 v. 
H. erhobenen Kirchensteuer vom Einkommen tritt." 

In allen anderen Fällen ist für 1939 ein neuer 
Ortskirchensteuervoranschlag aufzustellen. Dabei 
wird nichts eingewendet, wenn in Kirchengemein- 
den mit geringen jährlichen Einnahmen und Aus- 
gaben der Voranschlag für zwei oder drei Jahre 
(1. %pn( 1939/41 obe? 1. 3W 1939/42) be; 
schlossen wird. Allerdings muß damit gerechnet 
werden, daß gesetzgeberische Maßnahmen später die 
Anwendung des Voranschlags über den 1. April 
1940 hinaus unmöglich machen können. 

7. Es besteht Anlaß, darauf hinzuweisen, daß 
die kirchlichen Mittel stets in der voranschlags- 
mäßig beschlossenen und genehmigten Weise zu ver- 
wenden sind. Insbesondere müssen für Bauzwecke 
und Schuldentilgung bereitgestellte Beträge unter 
allen Umständen auch diesen Zwecken dienen. Jede 
Kirchengemeinde sollte, auch wenn sie z. Zt. der 
Voranschlagsaufstellung keine größeren Bauauf- 
wendungen zu machen hat, Jahr für Jahr einen 
angemessenen Betrag als Rücklage für die Erneue- 
rung der kirchlicheu Gebäude einsetzen. Soweit der 
Betrag in der betr. Rechnungsperiode nicht ver- 
braucht wird, ist er anzusammeln. Die Ansamm- 
lung erfolgt zweckmäßigerweise aus besonderem Konto 
mit genau beschriebener Zweckbestimmung. Zur ge- 
gebenen Zeit können dann daraus unvorhergesehene 

oder größere bauliche Jnstandsetzungsarbeiten be- 
stritten werden, ohne daß zeitweilige Finanzierungs- 
schwierigkeiten auftreten. 

Die Tilgung von Schulden ist nach Möglichkeit 
zu verstärken, vor allem da, wo sie seither unge- 
nügend war. Hierzu und als Erneuerungsrückla- 
gen eignen sich besonders auch erzielte Überschüsse 
aus erheblichen Steuerzugängen und dergleichen 
gegenüber dem im Voranschlag vorgesehenen Er- 
trag. Sonst sind steuerliche Überschüsse eines Jah- 
res grundsäßlich unter die Deckungsmittel im Vor- 
anschlag des folgenden Jahres aufzunehmen. 

Die Schulden einer Kirchengemeinde sind in den 
Vorbemerkungen des Voranschlags jeweils zu er- 
läutern. Dabei ist anzugeben: die Genehmigung 
der Darlehensaufnahme durch die Kirchengemein- 
devertretung und das Landratsamt, die ursprüng- 
liche Höhe der Darlehen, die Art und Weise ihrer 
Verzinsung und Tilgung und schließlich der Schul- 
denstand zu Beginn der Voranschlagsperiode. 

8. Das Verfahren der Weiterbehandlung der 
im Entwurf fertiggestellten Ortskirchensteuervoran- 
schläge (Offenlegung, Beschlußfassung der Kirchen- 
gemeindevertretung, Genehmigung durch das Land- 
ratsamt) richtet sich nach den seitherigen Vorschrif- 
ten, insbesondere nach den §§ 33 ff. der Katholi- 
schen Ortskirchensteuerverordnung. Wird nach 
Ziff. 6 die Ausdehnung des Voranschlags für 
1938 auf 1939 beschlossen, so gelten die Vorschrif- 
ten in den §§ 33 ff. KOKV. enffprechend, d. h. 
anstelle des Voranschlags ist nur der Beschluß des 
Stiftungsrats nach Ziff. 6 bekanntzugeben und den 
politischen Gemeinden lediglich eine Abschrift dieses 
Beschlusses mitzuteilen. Dem Landratsamt ist die 
Niederschrift über die Verhandlung der Kirchen- 
gemeindevertretung in doppelter Fertigung und die 
Darstellung der Steuerwerte usw. vorzulegen. 

Vordrucke für den Voranschlag sind wie bisher 
von der Druckerei Badenia in Karlsruhe zu beziehen. 

Freiburg i. Br., den 12. August 1939. 

Erzbischöflicher Oberstiftungsrat. 

Publicatio beneficiorum conferendorum. 

Brombach. decanatus Wiesental. 

Mundelfingen, decanatus Donaueschingen. 

Offenburg ad 8. Crucem, decanatus Offenburg, 

Collatio libera. Petitiones intra 14 dies propo- 
nantur. 
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